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Vertragsbedingungen für Dienstleistungen der UNITY Austria GmbH

 Art und Umfang der Dienstleistung 
Der Auftragnehmer erbringt die Dienstleistung zu den Vereinbarungen im Ver-
trag. Der Auftraggeber trägt die Projekt- und Erfolgsverantwortung. Die ordnungs-
gemäße Datensicherung obliegt dem Auftraggeber. Werkvertragliche Leistungen 
sind nicht Gegenstand des Vertrages und werden nur in Form einer abweichen-
den schriftlichen Vereinbarung im Vertrag wirksam. 
Der Auftragnehmer erbringt die Dienstleistung nach dem bei Vertragsschluss ak-
tuellen Stand der Technik und durch Personal, das für die Erbringung der verein-
barten Leistungen qualifiziert ist. 

 Zusammenarbeit der Vertragspartner 
Werden im Vertrag ausdrücklich Kontaktpersonen der Vertragspartner benannt, 
sind ausschließlich diese verantwortliche Ansprechpartner. 
Der Auftraggeber wird Wünsche wegen der zu erbringenden Dienstleistung aus-
schließlich dem vom Auftragnehmer benannten verantwortlichen Ansprechpart-
ner übermitteln und den übrigen vom Auftragnehmer eingesetzten Personen 
keine Weisungen erteilen. Die vom Auftragnehmer eingesetzten Personen treten 
in kein Arbeitsverhältnis zum Auftraggeber, auch wenn sie Leistungen in dessen 
Räumen erbringen.  
Die Vertragspartner werden sich wechselseitig unverzüglich über geltend ge-
machte Ansprüche Dritter verständigen. Soweit der Auftraggeber die Schutz-
rechtsverletzung selbst zu vertreten hat, sind Ansprüche gegen den Auftragneh-
mer ausgeschlossen. 

 Austausch von Personen 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, die zur Vertragserfüllung eingesetzten Perso-
nen durch andere zu ersetzen. Bei der Auswahl wird der Auftragnehmer die Inte-
ressen des Auftraggebers angemessen berücksichtigen. 

 Rechte am geistigen Eigentum 
Die Urheberrechte an den vom Auftragnehmer und seinen Mitarbeitern und be-
auftragten Dritten geschaffenen Werke (insbesondere Angebote, Berichte, Ana-
lysen, Gutachten, Organisationspläne, Programme, Leistungsbeschreibungen, 
Entwürfe, Berechnungen, Zeichnungen, Datenträger etc.) verbleiben beim Auf-
tragnehmer. Sie dürfen vom Auftraggeber während und nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses ausschließlich für vom Vertrag umfasste Zwecke verwen-
det werden. Der Auftraggeber ist insofern nicht berechtigt, das Werk (die Werke) 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Auftragnehmers zu vervielfältigen und/oder 
zu verbreiten. Keinesfalls entsteht durch eine unberechtigte Vervielfältigung/Ver-
breitung des Werkes eine Haftung des Auftragnehmers – insbesondere etwa für 
die Richtigkeit des Werkes - gegenüber Dritten. 
Der Verstoß des Auftraggebers gegen diese Bestimmungen berechtigt den Auf-
tragnehmer zur sofortigen vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses und 
zur Geltendmachung anderer gesetzlicher Ansprüche, insbesondere auf Unter-
lassung und/oder Schadenersatz.  

 Mitwirkungsleistung des Auftraggebers 
Der Auftraggeber sorgt dafür, dass die organisatorischen Rahmenbedingungen 
bei Erfüllung des Beratungsauftrages an seinem Geschäftssitz ein möglichst un-
gestörtes, dem raschen Fortgang des Beratungsprozesses förderliches Arbeiten 
erlauben. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer auch über vorher durchge-
führte und/oder laufende Beratungen – auch auf anderen Fachgebieten – umfas-
send informieren. 
Der Auftraggeber sorgt dafür, dass dem Auftragnehmer ohne dessen besondere 
Aufforderung alle für die Erfüllung und Ausführung des Beratungsauftrages not-
wendigen Unterlagen zeitgerecht vorgelegt werden und ihm von allen Vorgängen 
und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Beratungs-
auftrages von Bedeutung sind. Dies gilt auch für alle Unterlagen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit des Beraters bekannt werden. 
Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die gesetzlich vorgese-
hene und gegebenenfalls eingerichtete Arbeitnehmervertretung bereits vor Be-
ginn der Tätigkeit des Auftragnehmers von dieser informiert werden. Der Auftrag-
geber wird alle Entscheidungen, die zur Erbringung der vereinbarten Beratungs-
leistungen erforderlich sind, zeitnah treffen und allenfalls erforderliche Zustim-
mungen einholen (z.B. Zustimmungen der Konzernleitung, des Aufsichtsrats, der 
Mitarbeiter, des Betriebsrats etc.). 

 Vergütung 
 Eine im Vertrag vereinbarte Vergütung nach Aufwand ist das Entgelt für den Zeit-

aufwand der vertraglichen Leistungen, soweit nichts anderes vereinbart ist. Vom 
Auftraggeber zu vertretende Wartezeiten des Auftragnehmers werden wie Ar-
beitszeiten vergütet. 
Der Auftragnehmer erstellt monatlich nachträglich Rechnungen, soweit nichts an-
deres vereinbart ist. Soweit der Rechnung Leistungsnachweise beigefügt sind, 
gelten diese als genehmigt, wenn und soweit der Auftraggeber nicht innerhalb 
von 14 Kalendertagen nach Erhalt Einwände geltend macht. 

 Reisezeiten, Reisekosten und Nebenkosten werden entsprechend den vertragli-
chen Vereinbarungen vergütet. 
 

 Gewährleistung 
Der Auftragnehmer ist ohne Rücksicht auf ein Verschulden berechtigt und ver-
pflichtet, bekannt werdende Unrichtigkeiten und Mängel an seiner Leistung zu 
beheben. Er wird den Auftraggeber hievon unverzüglich in Kenntnis setzen. Die-
ser Anspruch des Auftraggebers erlischt nach sechs Monaten nach Erbringen der 
jeweiligen Leistung. 

 Haftung 
 Der Auftragnehmer haftet für Schäden nur - ausgenommen für Personenschäden 

- soweit Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden kann. 
 Die Haftung des Auftragnehmers ist darüber hinaus der Höhe nach auf das zwei-

fache der Auftragssumme beschränkt, jedoch maximal mit € 500.000,--. Als ein-
zelner Schadensfall ist die Summe der Schadenersatzansprüche aller An-
spruchsberechtigten zu verstehen, die sich aus einer einheitlichen Leistung er-
geben. Für Schäden, die im Rahmen mehrerer gleichartiger, einheitlicher Leis-
tungen aufgrund mehrerer auf dem gleichen fachlichen Fehler beruhenden Ver-
stöße entstanden sind, haftet der Auftragnehmer gleichfalls nur bis zur zweifa-
chen Auftragssumme bzw. bis maximal € 500.000,--. 

 Die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen. Dies gilt gleicherma-
ßen, wenn sich der Auftragnehmer zur Vertragserfüllung Dritter bedient. Zieht der 
Auftragnehmer zur Erbringung ihrer Beratungsleistungen einen Dritten, z.B. ein 
datenverarbeitendes Unternehmen, einen Wirtschaftstreuhänder oder einen 
Rechtsanwalt bei und hat er den Auftraggeber hievon schriftlich benachrichtigt, 
so wird der Auftragnehmer von der Haftung frei und haftet dem Auftraggeber ge-
genüber nur mehr der beigezogene Dritte, für den von ihm zu vertretenden Scha-
den. 

 Für entgangenen Gewinn, Mangelfolgeschäden, mittelbare und indirekte Schä-
den sowie reine Vermögensschäden jeder Art haftet der Auftragnehmer nicht.  

 Allfällige Schadenersatzansprüche müssen bei sonstigem Ausschluss innerhalb 
von sechs Monaten ab Kenntnis des Schadens, spätestens jedoch drei Jahre 
nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden. 

 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht bei der Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit oder soweit das Produkthaftungsgesetz zur Anwendung 
kommt. 

 Aufrechnung 
Der Auftraggeber kann nur mit unstreitigen oder rechtskräftig festgestellten For-
derungen aufrechnen. 

 Datenschutz, Geheimhaltung und Sicherheit 
 Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu unbedingtem Stillschweigen über alle ihm 
zur Kenntnis gelangenden geschäftlichen Angelegenheiten, insbesondere Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie jedwede Information, die er über Art, 
Betriebsumfang und praktische Tätigkeit des Auftraggebers erhält. 

 Weiters verpflichtet sich der Auftragnehmer über den gesamten Inhalt des Wer-
kes sowie sämtliche Informationen und Umstände, die ihm im Zusammenhang 
mit der Erstellung des Werkes zugegangen sind, insbesondere auch über die 
Daten von Kunden des Auftraggebers, Dritten gegenüber Stillschweigen zu be-
wahren. 

 Der Auftragnehmer ist von der Schweigepflicht gegenüber allfälligen Gehilfen und 
Stellvertretern, denen er sich bedient, entbunden. Er hat die Schweigepflicht aber 
auf diese vollständig zu überbinden und haftet für deren Verstoß gegen die Ver-
schwiegenheitsverpflichtung wie für einen eigenen Verstoß. 

 Der Auftragnehmer ist berechtigt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im 
Rahmen der Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses zu verarbeiten. Der 
Auftraggeber leistet dem Auftragnehmer Gewähr, dass hierfür sämtliche erforder-
lichen Maßnahmen insbesondere jene im Sinne der Datenschutz-Grundverord-
nung („DSGVO“), wie etwa Zustimmungserklärungen der Betroffenen, getroffen 
worden sind. 

 Die Schweigepflicht reicht zwei Jahre auch über das Ende dieses Vertragsver-
hältnisses hinaus. Ausnahmen bestehen im Falle gesetzlich vorgesehener Aus-
sageverpflichtungen. 

 Textform 
Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklä-
rungen mindestens der Textform. 

 Anwendbares Recht 
Auf diesen Vertrag ist materielles österreichisches Recht unter Ausschluss der 
Verweisungsnormen des internationalen Privatrechts anwendbar. 

 Salvatorische Klausel 
Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, wird hierdurch 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner 
werden zusammenwirken, um unwirksame Regelungen durch solche Regelun-
gen zu ersetzen, die den unwirksamen Bestimmungen soweit wie möglich ent-
sprechen. Entsprechendes soll mutatis mutandis im Fall einer Regelungslücke 
des Vertrages gelten. 

 Gerichtsstand, Erfüllungsort 
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Leistungen und Auseinandersetzungen 
ist ausschließlich der Sitz der UNITY Austria GmbH. Der Auftragnehmer ist auch 
berechtigt, am Hauptsitz des Auftraggebers Klage zu erheben. 

 Stand: 05.10.2020  


